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Strafanzeige zum Umgang der Regierungen mit der sog. SARS-CoV-2-Erkrankung 

Eilt – dringlich zu bearbeiten  

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

hiermit erstatte ich Strafanzeige gegen die bayerische Regierung, die Regierung der Bundesre-
publik Deutschland und die deutschen Gesundheitsämter wegen 

• der Beibehaltung einer epidemischen Lage von nationaler Tragweite aufgrund der sog. 
COVID-19-Pandemie bzw. der SARS-CoV-2 Erkrankung, obwohl die Voraussetzung für 
ihre Feststellung nicht, bzw. nicht mehr vorliegen 

• auf Basis eines ungeeigneten Tests, dem sog. PCR-Test sowie einer Falschauslegung 
der Belegungszahl von Intensivbetten und 

• aller daraus resultierenden Maßnahmen, der Einschränkung der Grundrechte und insbe-
sondere der Lockdowns mit Wechselunterricht, Schließung der Gastronomie und der 
Beherbergungsstätten, Einschränkung der Reisefreiheit, Pflicht zum Tragen einer Mund-
Nasen-Bedeckung, usw. sowie 

• der Absicht, unzureichend geprüfte Impfstoffe zuzulassen, anzupreisen und deren Ver-
abreichung in Impfzentren vorzubereiten 

und stelle Strafanzeige wegen aller in Betracht kommenden Delikte, z. B. Täuschung und arglis-
tige Täuschung, Untreue, Körperverletzung und Freiheitsberaubung gem. StGB und Verbre-
chen gegen die Menschlichkeit gem. Völkerstrafgesetzbuch. 

 

Dem liegt der folgende Sachverhalt zugrunde: 

 

Angeblich bestehende oder drohende Überlastung des Gesundheitssystems 

Die Bundesregierung hat eine epidemische Lage von nationaler Tragweite festgelegt, weil sie 
eine ernsthafte Gefahr für die öffentliche Gesundheit gesehen hat und sieht. Begründet wurde 
und wird dies, wegen einer (drohenden) Überlastung des Gesundheitssystems. 

Solch eine Überlastung des Gesundheitssystems lag nie vor, bzw. liegt nicht mehr vor. Die 
Sterblichkeitsrate und die Intensivbettenbelegung ist nicht erhöht. Im Gegenteil wurden sogar 
Intensiv-Bettenkapazitäten abgebaut. 
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Dies ist auch für den Laien unter https://www.intensivregister.de/#/aktuelle-lage/zeitreihen (Da-
tenabruf 08.12.2020) nachvollziehbar: 

 

 

Auch kann den Veröffentlichungen des statistischen Bundesamtes entnommen werden, dass im 
Vergleich zu den Vorjahren keine erhöhte Sterblichkeit vorliegt (https://de.statista.com/infogra-
fik/21523/anzahl-der-sterbefaelle-in-deutschland; Datenabruf 08.12.2020): 

 

 

Die veröffentlichten Zahlen und die zuvor dargestellte Grafik werden im Artikel „Sonderauswer-
tung Sterbefälle Deutschland 2020: Bis November exakt im Schnitt der Vorjahre“ Tim Sumpf, 
07.12.2020 ausgewertet.  

„Basierend auf vorläufigen Daten registrierte das Statistische Bundesamt im Jahr 2020 bis 
einschließlich 31. Oktober 788.332 Sterbefälle. Diese Zahl liegt damit exakt zwischen den 
Werten von 2018 (777.813) und 2019 (799.113) und nur minimal über dem Durchschnitt der 
vergangenen vier Jahre. Dieser liegt bei 775.526 Sterbefällen bis Ende Oktober. ...“ 
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Eine Übersterblichkeit gibt es im Jahr 2020 nicht. Sogar eine „normale“ Grippewelle führt zu 
mehr Toten als bisher Corona. 

Quelle: www.epochtimes.de/gesundheit/sonderauswertung-sterbefaelle-deutschland-2020-bis-
november-exakt-im-schnitt-der-vorjahre-a3393926.html  

 

 

Irreführung der Bevölkerung und unlautere und sittenwidrige Informationen 

Wenn es tatsächlich eine todbringende Krankheit geben würde, wie z. B. die Pest im Mittelalter, 
dann müsste das Gesundheitssystem massiv ausgelastet sein. Das ist es aber nicht. Es wird 
aber Angst verbreitet und mit aufsummierten, aber nicht in Relation gebrachten Zahlen argu-
mentiert. Einer der größten Panikschürer und Angst-Verbreiter ist unser Herr Ministerpräsident 
Dr. Markus Söder, aber auch unsere Bundeskanzlerin. Die Bevölkerung hört seit Monaten täg-
lich von ständig steigenden Infektionszahlen und wird in Erwartung einer unmittelbar bevorste-
henden Katastrophe gehalten. 

Frau Dr. Angela Merkel forderte bei der Generaldebatte im Bundestag am 09.12.2020 hoch 
emotional schnelle Verschärfungen der Corona-Maßnahmen: 

"Wenn wir jetzt zu viele Kontakte vor Weihnachten haben und anschließend es das letzte 
Weihnachten mit den Großeltern war, dann werden wir etwas versäumt haben, das sollten 
wir nicht tun. 
… 
"Und wenn uns die Wissenschaft geradezu anfleht, vor Weihnachten, bevor man Oma und 
Opa und ältere Menschen sieht, eine Woche der Kontaktreduzierung zu ermöglichen: Dann 
sollten wir vielleicht doch noch mal nachdenken, ob wir vielleicht irgendeinen Weg finden, die 
Ferien nicht erst am 19. beginnen zu lassen, sondern vielleicht schon am 16. Was wird man 
denn im Rückblick auf ein Jahrhundertereignis sagen, wenn wir nicht in der Lage waren, für 
diese drei Tage noch irgendeine Lösung zu finden?" 

Quelle, Datenabruf 10.12.2020: www.tagesschau.de/inland/merkel-generaldebatte-109.html  

 

Hier wird erneut damit gedroht, dass Fehlverhalten zum Tod der Großeltern führen kann. Ich 
empfinde das als Psychoterror. 

 

Am gleichen Tag veröffentlich das RKI den täglichen Lagebericht zur Coronavirus-Krankheit-
2019 mit u. a. folgenden Ergebnissen: 

• „Aktuell ist weiterhin eine hohe Anzahl an Übertragungen in der Bevölkerung in Deutschland 
zu beobachten. Daher wird dringend appelliert, dass sich die gesamte Bevölkerung für den 
Infektionsschutz engagiert.  

• Die hohen bundesweiten Fallzahlen werden verursacht durch zumeist diffuse Geschehen, 
mit zahlreichen Häufungen insbesondere in Haushalten und Alten- und Pflegeheimen, aber 
auch in beruflichen Settings, in Gemeinschaftseinrichtungen und ausgehend von religiösen 
Veranstaltungen. Für einen großen Anteil der Fälle kann das Infektionsumfeld nicht ermittelt 
werden. 

•  
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• Seit Anfang November schwankt der R-Wert um 1. Ein R-Wert von 1 bedeutet, dass im 
Durchschnitt jede Person, die mit SARS-CoV-2 infiziert ist, ca. eine weitere Person an-
steckt.“ 

Quelle, Datenabruf 10.12.2020: www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Situa-
tionsberichte/Dez_2020/2020-12-09-de.pdf?__blob=publicationFile  

 

Somit liegt, weil die Reproduktionszahl unter 1 liegt, eindeutig seit Anfang November kein expo-
nentielles Wachstum vor.  

Erläuterung (www.br.de/nachrichten/wissen/was-bedeutet-die-reproduktionszahl-r,RwQHkDb): 
Die effektive Reproduktionszahl gibt an, „wie viele Menschen ein Infizierter unter den aktuellen 
Bedingungen im Durchschnitt ansteckt. Deshalb kann sie sich auch ändern, wenn etwa Kon-
taktbeschränkungen erlassen oder gelockert werden. Anfang März 2020 lag sie laut Robert 
Koch-Institut bei einem Wert von ungefähr 3, ab etwa dem 22. März stabilisierte sie sich we-
gen der reduzierten zwischenmenschlichen Kontakte um den Wert 1. R bildet so ab, ob erfolg-
reich Maßnahmen zur Eindämmung des Virus getroffen wurden. 
Seit Anfang September liegt der R-Wert wieder überwiegend über 1 (Quelle: Lagebericht des 
RKI am 8. Oktober) 
… 
Das Ziel bei der Bekämpfung einer Pandemie ist, R dauerhaft unter 1 zu halten. Denn solange 
die Zahl über 1 ist, verbreitet sich das Virus in der Bevölkerung mit wachsender Geschwindig-
keit, die bis zum exponentiellen Wachstum führen kann. Wenn die Zahl bei 1 liegt, steckt jeder 
Infizierte im Schnitt einen anderen Menschen an. Somit bleibt die Zahl der Kranken konstant. 
Bei einem Wert unter 1 wird die Ausbreitung abgebremst.“ 

 

Somit ist die Berichterstattung des RKI und die „Stimmungsmache“ der Regierungen nicht auf 
Tatsachen beruhend, irreführend, falsch, manipulierend und sittenwidrig. 
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Die „Anwälte für Aufklärung“ führen zu dieser Thematik in ihrem 1. offenen Brief vom 
05.11.2020 u. a. wie folgt aus (https://afa.zone/wp-content/uploads/2020/11/Offener-Brief-
AfA.pdf); Anlage: 
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– 7 – 

13.12.2020 

 

 

 

 

Diese und alle sonstigen Ausführungen der „Anwalte für Aufklärung“ im 1. offenen Brief vom 
05.11.2020 mache ich ausdrücklich zum Gegenstand der vorliegenden Strafanzeige. 

 

 

Für diagnostische Zwecke ungeeigneter PCR-Test 

Der sog. PCR-Test ist nicht validiert und zur Diagnostik nicht geeignet und er wird in der vorlie-
genden Art und Weise falsch angewendet. 

§ 28a des Infektionsschutzgesetz IfSG legt fest, dass Maßnahmen nur zulässig sind, wenn es 
Infektionen gibt. Da der PCR-Test aber lediglich positive Testergebnisse ausweist, jedoch keine 
Infektionen, wird das Gesetzt falsch angewendet. 

Die Gesundheitsämter müssten zwingend nachweisen, dass es nicht nur Test-Positive gibt, 
sondern, dass Diejenigen, die positiv getestet wurden, auch ein sogenanntes anzuchtfähiges 
Agens aufweisen. Nur ein anzuchtfähiges Agens würde bedeuten, dass die positiv getestete 
Person auch infektiös ist.  

Hierzu führen die „Anwalte für Aufklärung“ in Ihrem 3. offenen Brief vom 22.11.2020 
(www.afa.zone/wp-content/uploads/2020/11/Offener-Brief3-Quarantaene.pdf) wie folgt aus: 
 

 

 

Die Beweise für die Unbrauchbarkeit des PCR-Tests zum Nachweis einer „Infektion“ sind Seite 
5 bis 7 des o. g. 3. offenen Briefes zu entnehmen; Anlage.  

 



– 8 – 

13.12.2020 

 

 

Die Anwälte kommen zu folgendem Schluss: 

 

 

 

Es ist davon auszugehen, dass die Leiter und Ärzte der Gesundheitsämter, die Gesundheitsmi-
nisterien und die führenden Politiker sehr genau um die fehlende Aussagekraft von PCR-Tests 
wissen. Sie wissen also, dass die positiv getesteten Personen nicht ansteckungsverdächtig 
sind. Sie wissen, dass erst recht die Kontaktpersonen, also Mitschüler, Familienmitglieder, Ar-
beitskollegen, Freunde und Bekannte, keine Ansteckungsverdächtigen im Sinne des § 28 Abs. 
1 IfSG sind. 
Die Anordnung von Quarantäne für hunderte und tausende von Menschen durch die Mitarbeiter 
der Gesundheitsämter ist daher eine schwere Freiheitsberaubung nach § 239 StGB. Dies gilt 
erst recht für die ungeheuerliche und menschenverachtende Ankündigung, sogenannte „Qua-
rantäneverweiger“ in einer geschlossenen Psychiatrie oder einer anderen geschlossenen Ein-
richtung abzusondern, wie dies in § 30 Abs. 2 IfSG vorgesehen ist. 

Aufgrund des vorsätzlichen Verstoßes gegen Art. 104 Abs. 1 GG verwirklichen sämtliche Qua-
rantänemaßnahmen den Tatbestand der schweren Freiheitsberaubung nach § 239 StGB. 

 

Alle sonstigen relevanten Ausführungen aus dem o. g. 3. offenen Brief mache ich ausdrücklich 
zum Gegenstand der vorliegenden Strafanzeige; Anlage. 

 

Auch im Ausland setzen sich diese Erkenntnisse durch: 

 

A) 
Das portugiesische Berufungsgericht hält PCR-Tests für unzuverlässig und hebt die Quarantä-
nemaßnahmen allesamt auf: 

„Auf der Grundlage der derzeit verfügbaren wissenschaftlichen Beweise ist dieser Test [der 
RT-PCR-Test] an und für sich nicht in der Lage, zweifelsfrei festzustellen, ob die Positivität 
tatsächlich einer Infektion mit dem SARS-CoV-2-Virus entspricht, und zwar aus mehreren 
Gründen, von denen zwei von vorrangiger Bedeutung sind: Die Zuverlässigkeit des Tests 
hängt von der Anzahl der verwendeten Zyklen ab; die Zuverlässigkeit des Tests hängt von 
der vorhandenen Viruslast ab. 

Unter Berufung auf Jaafar et al. (2020; https://doi.org/10.1093/cid/ciaa1491) kommt das 
Gericht zu dem Schluss, dass „wenn eine Person durch PCR als positiv getestet wird, 
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wenn ein Schwellenwert von 35 Zyklen oder höher verwendet wird (wie es in den meisten 
Labors in Europa und den USA die Regel ist), die Wahrscheinlichkeit, dass diese Person 
infiziert ist, < 3% beträgt und die Wahrscheinlichkeit, dass das Ergebnis ein falsches Positiv 
ist, 97% beträgt“. Das Gericht stellt ferner fest, dass der Schwellenwert für die Zyklen, der 
für die derzeit in Portugal durchgeführten PCR-Tests verwendet wird, unbekannt ist. 

Unter Berufung auf Surkova et al. (2020; https://www.thelancet.com/journals/lanres/ar-
ticle/PIIS2213-2600(20)30453–7/fulltext) stellt das Gericht weiter fest, dass jeder diagnosti-
sche Test im Kontext der tatsächlichen Krankheitswahrscheinlichkeit interpretiert werden 
muss, wie sie vor der Durchführung des Tests selbst eingeschätzt wird, und äußert die Mei-
nung, dass „in der gegenwärtigen epidemiologischen Landschaft die Wahrscheinlichkeit 
zunimmt, dass Covid-19-Tests falsch positive Ergebnisse liefern, was erhebliche Auswir-
kungen auf den Einzelnen, das Gesundheitssystem und die Gesellschaft hat“. 

Die Zusammenfassung des Gerichts zur Entscheidung gegen die Berufung der regionalen 
Gesundheitsbehörde lautet wie folgt: 

„Angesichts der von Experten, d.h. denjenigen, die eine Rolle spielen, geäußerten wissen-
schaftlichen Zweifel an der Zuverlässigkeit der PCR-Tests, angesichts des Mangels an In-
formationen über die analytischen Parameter der Tests und in Ermangelung einer ärztli-
chen Diagnose, die das Vorhandensein einer Infektion oder eines Risikos belegt, kann die-
ses Gericht niemals feststellen, ob C tatsächlich ein Träger des SARS-CoV-2-Virus war o-
der ob A, B und D einem hohen Risiko ausgesetzt waren.“ 

  

Quelle, Datenabruf 08.12.2020: https://tkp.at/2020/11/17/portugiesisches-berufungsgericht-ha-
elt-pcr-tests-fuer-unzuverlaessig-und-hebt-quarantaene-auf/  

Urteil im Original: https://drive.google.com/file/d/1t1b01H0Jd4hsMU7V1vy70yr8s3jlBedr/view  

 

B) 
Florida: 

"Alle positiven, negativen und unbestimmten COVID-19-Laborergebnisse müssen dem 
FDOH sofort per elektronischem Laborbericht oder per Fax gemeldet werden", ordnete das 
Gesundheitsministerium von Florida in einem neuen Memorandum an die Testzentren an, 
das zuerst vom Alachua Chronicle online veröffentlicht wurde. "Dies umfasst alle COVID-
19-Testtypen - Polymerase-Kettenreaktion (PCR), andere RNA-, Antigen- und Antikörper-
Ergebnisse.  Die Zyklus-Schwellenwerte (CT) und ihre Referenzbereiche müssen von den 
Laboratorien dem FDOH über elektronische Laborberichte oder per Fax unverzüglich mit-
geteilt werden." 

Quelle, Datenabruf 08.12.2020: www.theblaze.com/op-ed/horowitz-florida-leads-nation-in-
pushing-accuracy-and-transparency-of-covid-19-testing  

 

C) 
Eine Gruppe von Wissenschaftlern hat am 27.11.2020 ein externes Gutachten bei der Publika-
tion Eurosurveillance eingebracht und veröffentlicht, in dem der Rückzug der Corman-Drosten-
Studie gefordert wird, die die Grundlage für den PCR Test ist, der auf Empfehlung der WHO 
weltweit Verwendung findet. Die wissenschaftlichen Fehler haben gravierende Auswirkungen 
auf Menschen und die Gesellschaft, insbesondere, weil der PCR-Test einen hohen Prozentsatz 
von falsch positiven Tests zu Folge hat.  

Quelle, Datenabruf 08.12.2020: https://tkp.at/2020/12/01/die-folgen-des-unzuverlaessigen-pcr-
tests-in-der-gesellschaft/  

Original: https://cormandrostenreview.com/false-positives-consequences/  
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Verpflichtung Mund-Nasen-Bedeckungen (MNB) zu tragen 

Die interdisziplinäre Arbeitsgemeinschaft „Ärzte für Aufklärung“ stellt auf ihrer Homepage 
www.ärzte-für-aufklärung.de/masken insgesamt 44 wissenschaftliche Studien vor, welche sich 
mit dem Tragen von MNB insbesondere in Bezug auf Viren befassen, zusammen. Studien, die 
die Wirksamkeit von MNB belegen gibt es nicht. 

„Die Datenlage spricht insbesondere unter Berücksichtigung der gesetzlichen Vorgaben 
gem. der Verordnung zur arbeitsmedizinischen Vorsorge und des Unfall- und Gesundheits-
schutzes gem. SGB VII, nicht für ein Tragen von Mund-Nasen-Bedeckungen. Dieses gilt in 
besonderem Maße in Bezug auf Kinder!“ 

Folgender Grafik ist zu entnehmen, dass die Einführung der Maskenpflicht ab dem 29.04.2020 
keine Auswirkung auf das Geschehen hatte: 

 

 

 

Falsche Entscheidungsgrundlagen der Politik für Lockdowns und alle sonstigen Maß-
nahmen 

Der ungeeignete PCR-Test und die falsch ausgelegten Belegungszahlen der Krankenhäuser 
stellen die alleinige, bzw. zumindest wesentliche politische Entscheidungsgrundlage für alle der-
zeitigen Maßnahmen und der Lockdowns dar. Die Lockdowns stehen in keinem Verhältnis zum 
kaum vorhandenen Nutzen. 

Stattdessen wird die Volkswirtschaft des Freistaats Bayern und der Bundesrepublik Deutsch-
land vermeidbar massiv geschädigt. Gemeinden, Stadt, Land und Bundesregierung nehmen 
hohe Schulden auf. Nach dem Ende der Aussetzung der Insolvenzantragspflicht wird es eine 
kaum vorstellbare Insolvenzwelle und hohe Arbeitslosigkeit geben. Die Verhältnismäßigkeit der 
Maßnahmen ist nicht gewahrt. 

Bereits am 04.10.2020 haben führende Wissenschaftler die sog. „Die Great Barrington Erklä-
rung“ verfasst und alternative Wege aufgezeigt. Die Erklärung wurde von über 700.000 Perso-
nen unterzeichnet: 

„Als Epidemiologen von Infektionskrankheiten und Wissenschaftler des öffentlichen Ge-
sundheitswesens haben wir ernsthafte Bedenken hinsichtlich der schädlichen Auswir-
kungen der geltenden COVID-19-Richtlinien auf die körperliche und geistige Gesundheit 
und empfehlen einen Ansatz, den wir als fokussierten Schutz bezeichnen.“ 

Quelle: https://gbdeclaration.org/die-great-barrington-declaration 
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Ein Diskurs der Vertreter unterschiedlicher Meinungen, wie er in der Wissenschaft üblich und 
erforderlich ist, findet nicht statt. Die Meinung kritischer Wissenschaftler und Ärzte wird ignoriert. 
Die Regierungen ziehen ihren Kurs durch. 

 

 

Angekündigte und geplante Impfungen 

Die Politik hat schon mehrfach angekündigt, dass die Pandemie erst beendet werden soll, wenn 
Impfstoffe zugelassen und ein Großteil der Bevölkerung geimpft wurde. Die Bundesregierung 
hat bereits große Mengen an Impfdosen bestellt, die bereits hergestellt werden, obwohl das Zu-
lassungsverfahren noch nicht abgeschlossen ist. 

Dabei handelt es sich um vollkommen neue sog. mRNA-Impfstoffe, die am Menschen noch nie 
eingesetzt wurden. Die übliche Zulassungsdauer neuer Impfstoffe von 10 Jahren und mehr, 
werden massiv gekürzt, auf nicht einmal ein Jahr.  Übliche Langzeitstudien im Tierversuch wur-
den ebenfalls ausgesetzt bzw. nur in der sog. Phase I des Zulassungsverfahrens in gekürzter 
Art und Weise durchgeführt. Durch europäische Gesetze ist eine Deklaration der Inhaltsstoffe 
nicht erforderlich und die Haftung der Hersteller wurde ausgesetzt und auf die Regierungen 
übertragen. 

Somit handelt es sich um experimentelle Impfstoffe, die durch humane Experimente mit offe-
nem Ausgang langzeiterprobt werden sollen („Menschenversuche“ anstatt Tierversuche). An 
Probanden fanden bereits Körperverletzungen statt und Körperverletzungen sind in großem Stil 
geplant, was die Errichtung von Impfzentren belegt. 

 

Die Schweizer Zulassungs- und Aufsichtsbehörde für Arzneiprodukte und Medizinprodukte 
Swissmedic ist kritischer. Ihr fehlen für eine Zulassung der Impfstoffe noch wichtige Daten:  

 

Quelle, Datenabruf 08.12.2020: www.swissinfo.ch/eng/society/incomplete-data-stalls-swiss-au-
thorisation-of-covid-19-vaccines/46196598  

 

Auch der österreichische Gesundheitsökologe Clemens Arvay warnt vor den neuen Impfstoffen: 

„Der Wirkstoff habe in der vorklinischen Phase bei Primaten keinen genügenden Schutz 
vor Infektionen erzielt und sei trotzdem für eine kombinierte Phase I und II zugelassen wor-
den. In dieser habe es schwere Nebenwirkungen gegeben: Fieber und eine Abnahme wei-
ßer Blutkörperchen (Neutropenie). Trotzdem sei der Impfstoff für Phase III zugelassen wor-
den. Und nun habe es in Phase III auch noch einen schweren Zwischenfall gegeben, eine 
Patientin erlitt eine Transverse Myelitis - dennoch gehe die Forschung weiter.“ 
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Quelle, Datenabruf 10.12.2020: www.dw.com/de/covid-19-schwierige-abwägungen-bei-der-ent-
wicklung-von-impfstoffen/a-55123033  

 

Dr. Wolfgang Wodarg hat am 01.12.2020 zusammen mit dem Ex-Pfizer-Forschungsleiter Dr. 
Michael Yeadon bei der European Medicine Agency (EMA), die für die EU-weite Arzneimittelzu-
lassung zuständig ist, einen Antrag auf die sofortige Aussetzung sämtlicher SARS-CoV-2-Impf-
stoffstudien, insbesondere die Studie von BioNtech/Pfizer zu BNT162b (EudraCT-Nummer 
2020-002641-42) gestellt. 
Die Ärzte fordern , dass die Studien – zum Schutze des Lebens und der Gesundheit der Pro-
banden – erst dann fortgesetzt werden, wenn ein Studienkonzept vorliegt, das geeignet ist, den 
erheblichen Sicherheitsbedenken, die von immer mehr namhaften WissenschaftlerInnen gegen 
den Impfstoff und das Studiendesign geäußert wird, Rechnung zu tragen.  

Gefordert wird zum einen, dass wegen der bekannten mangelnden Treffsicherheit des PCR-
Tests bei einer seriösen Studie mit einer sogenannten Sanger-Sequenzierung gearbeitet wer-
den muss. Nur so ließen sich verlässliche Aussagen zur Wirksamkeit eines Impfstoffes gegen 
Covid-19 treffen. Auf der Basis der vielen unterschiedlichen PCR-Tests von höchst unterschied-
licher Qualität sei weder das Erkrankungsrisiko noch ein möglicher Impfnutzen mit der nötigen 
Sicherheit bestimmbar. Allein deshalb seien solche Testungen von Impfstoffen am Menschen 
per se unethisch.  
Des Weiteren wird gefordert, dass vorher ausgeschlossen werden muss, dass sich bereits aus 
früheren Studien bekannte Risiken, die teilweise aus der Natur der Corona-Viren herrühren, ge-
fährlich auswirken können. Die Bedenken richten sich dabei insbesondere auf folgende Punkte:  

• „Die Bildung sogenannter “nicht-neutralisierender Antikörper” kann speziell dann, wenn Pro-
banden nach der Impfung mit dem echten, dem “wilden” Virus konfrontiert sind, zu einer 
überschiessenden Immunreaktion führen. Diese sogenannte antikörperabhängige Verstär-
kung, ADE, ist z.B. lange aus Experimenten mit Corona-Impfstoffen bei Katzen bekannt. Im 
Verlauf dieser Studien sind alle Katzen, welche die Impfung zunächst gut vertragen hatten, 
gestorben, nachdem sie mit echten Coronaviren infiziert wurden. Durch Wirkverstärker wird 
diese Überreaktion weiter begünstigt.  

• Von den Impfungen wird erwartet, dass sie Antikörper gegen Spike-Proteine von SARS-
CoV-2 hervorrufen. Spike Proteine enthalten aber unter anderem auch  Syncytin-homologe 
Proteine, die bei Säugetieren, wie dem Menschen, wesentliche Voraussetzung für die Aus-
bildung der Plazenta darstellen. Es muss unbedingt ausgeschlossen werden, dass ein Impf-
stoff gegen SARS-CoV-2 eine Immunreaktion gegen Syncytin-1 auslöst, da sonst Unfrucht-
barkeit von unbestimmter Dauer bei geimpften Frauen die Folge sein könnte.  

• In den mRNA-Impfstoffen von BioNTech/Pfizer ist Polyethylenglykol (PEG) enthalten. 70% 
der Menschen bilden Antikörper gegen diesen Stoff aus – das bedeutet, viele Menschen 
können allergische, möglicherweise tödliche Reaktionen auf die Impfung entwickeln.  

• Die viel zu kurze Studiendauer läßt eine realistische Abschätzung der Spätfolgen nicht zu. 
Wie bei den Narkolepsie-Fällen nach der Schweinegrippe-Impfung würden bei einer geplan-
ten Notzulassung Spätfolgen erst dann beobachtet werden können, wenn es für Millionen 
Geimpfte bereits zu spät ist. Regierungen planen, Millionen gesunder Menschen nicht hin-
nehmbaren Risiken auszusetzen und diese durch diskriminierende Einschränkungen für Un-
geimpfte zur Impfung zu nötigen.  

• Gleichwohl haben BioNTech/Pfizer offenbar am 01. Dezember 2020 einen Antrag auf Not-
fall-Zulassung gestellt. Wissenschaftliche Verantwortung zwingt uns zu dieser Aktion.“ 

 
Quelle, Datenabruf 10.12.2020: www.wodarg.com/impfen  
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13.12.2020 

 

 

Belege 

Die Quellen der von mir zitierten Unterlagen sind in den vorliegenden Antrag aufgenommen.  

 

Ergänzend verweise ich auf die Inhalte der Klage 

Dr. med Wolfgang Wodarg 
./. 
Philip Kreißel, c/o Volksverpetzer VVP gUG, c/o Anke Meeuw u. a. vom 23.11.2020 

vor dem Landgericht Berlin, sofern der Vortrag für den vorliegenden Strafantrag inhaltlich rele-
vant ist; Anlage. 

 

Ich bitte Sie, ein Ermittlungsverfahren einzuleiten und mich über das Ergebnis des Verfahrens 
zu informieren.  

 

Mit freundlichen Grüßen  

 

 

.                               . 

 

 

Anlage 

- 1. Offener Brief der Anwälte für Aufklärung vom 05.11.2020; 
Quelle: https://afa.zone/wp-content/uploads/2020/11/Offener-Brief-AfA.pdf 

- 3. Offener Brief der Anwälte für Aufklärung vom 22.11.2020; 
Quelle: https://www.afa.zone/wp-content/uploads/2020/11/Offener-Brief3-Quaranta-
ene.pdf  

- Klage Wodarg ./. Kreißel u. a. 
Quelle: https://clubderklarenworte.de/wp-content/uploads/2020/11/Klage-LG-Berlin-Ein-
gereicht_compressed-medium.pdf 
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Anwälte verurteilen die massiven Verstöße  
gegen Recht und Gesetz durch Corona-Maßnahmen 

Offener Brief zur Weiterleitung  
 

Wir sind eine Gruppe von Anwälten und machen uns größte Sorgen um unseren 

Rechtsstaat. Bei unserer Zulassung zur Anwaltschaft haben wir geschworen, die 

verfassungsmäßige Ordnung zu wahren und die Pflichten eines Rechtsanwalts 

gewissenhaft zu erfüllen. Wir sehen uns daher dringend verpflichtet, auf die grobe 

Verfassungswidrigkeit der Corona-Maßnahmen hinzuweisen und die Politik sowie die 

Gerichte zur Besinnung auf die Rechte und Werte unseres Grundgesetzes aufzufordern.  

 

Epidemie von nationaler Tragweite ohne fundierte  
wissenschaftliche Begründung 

 

Seit März 2020 erleben wir die massivsten Grundrechtsbeschränkungen seit dem 

Bestehen der Bundesrepublik Deutschland. Grund hierfür ist das SARS-CoV-2-Virus, 

welches den  Bundestag dazu veranlasst hat, im März 2020 in § 5 Infektionsschutzgesetz 

(IfSG) eine „Epidemie von nationaler Tragweite“ festzustellen und diese bis zum 

heutigen Tage aufrechtzuerhalten. Eine Definition des Begriffs „Epidemie“ sowie die 

Voraussetzungen für die Feststellung einer „Epidemie von nationaler Tragweite“ enthält § 

5 IfSG allerdings nicht. Es ist daher nicht nachvollziehbar, aufgrund welcher 

medizinischen und wissenschaftlichen Daten eine solche „Epidemie“ vom Bundestag 

festgestellt wurde.  

Angesichts der enormen wirtschaftlichen, sozialen und medizinischen Tragweite des 

Lockdowns im Frühjahr 2020 halten wir daher schon die „Feststellung einer Epidemie von 
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nationaler Bedeutung“ mangels wissenschaftlicher Begründung und Abwägung für 

verfassungswidrig. Die Behauptung einer „Epidemie“ ergibt sich jedenfalls nicht aus der 

Sterberate in Deutschland, die ausweislich der Sterbestatistik des statistischen 

Bundesamtes von Januar bis Mitte März 2020 vergleichbar war mit dem Jahr 2019, in 

den Wochen vom 16. Februar bis 15. März 2020 war die Sterberate sogar geringer. Es 

sind also nachweislich in den Wochen vor dem Lockdown nicht mehr Menschen 

gestorben als im Vorjahreszeitraum! Auch danach gab es keine Übersterblichkeit.  

Dennoch werden die Bürgerinnen und Bürger sowie alle Unternehmen und Einrichtungen 

in Deutschland seit März 2020 durch die Corona-Verordnungen aller Bundesländer in 

ihren Grundrechten in beispielloser Weise beschränkt. Gestützt werden diese 

Maßnahmen auf §§ 28, 32 IfSG. Ein genauer Blick in dieses Gesetz und in die 

Medizingeschichte zeigt jedoch, dass das Infektionsschutzgesetz keine Rechtsgrundlage 

für diese einschneidenden Beschränkungen der gesamten Bevölkerung bietet.  

 

Das Infektionsschutzgesetz 
 

Das Infektionsschutzgesetz verpflichtet die örtlich zuständigen Gesundheitsämter zur 

sorgfältigen Ermittlung, Feststellung und Beobachtung von übertragbaren Krankheiten. 

Erst dann dürfen notwendige Schutzmaßnahmen ergriffen werden, allerdings nur 

gegenüber Kranken, Krankheitsverdächtigen, Ansteckungsverdächtigen oder 

Ausscheidern. Flächendeckende bundesweite Maßnahmen gegenüber 99,9 % der 

gesunden Bevölkerung erlaubt das Infektionsschutzgesetz nicht.  

Insbesondere sieht das Infektionsschutzgesetz keine Quarantäne von gesunden 

Menschen vor. Nur Menschen, die an der Lungenpest oder an hämorrhagischem Fieber 

erkrankt sind, müssen isoliert werden. Das Infektionsschutzgesetz sieht auch keine 

Verpflichtung zum Tragen von Masken durch nahezu die gesamte gesunde Bevölkerung 

(99,9%) vor. Es sieht auch nicht die Schließung von Geschäften, Schulen, Kindergärten, 

Sporteinrichtungen oder kulturellen Einrichtungen vor, von denen keine 

Gesundheitsgefahr ausgeht.  

Noch nie zuvor in der Geschichte wurde zur Bekämpfung von Seuchen und Epidemien 

nahezu das gesamte Leben und die gesamte Wirtschaft heruntergefahren. Die 

Bekämpfung von Seuchen, Pandemien und Epidemien erfolgte bislang vielmehr so, dass 

Kranke beobachtet und gegebenenfalls isoliert wurden, nicht jedoch die gesamte 

gesunde Bevölkerung. Dennoch haben die Bundeskanzlerin und die 

Ministerpräsident/innen der Länder seit März 2020 den Menschen, der Wirtschaft, Kunst 

und Kultur, den Schulen, den Universitäten und weiteren Einrichtungen die massivsten 

Beschränkungen auferlegt, die das Land je gesehen hat. Als Begründung wurde die 

angeblich rasante Ausbreitung des Virus, die damit verbundene angeblich hohe 
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Todesgefahr und die Überlastung des Gesundheitssystems genannt, die durch das 

SARS-CoV-2-Virus ausgehe.  

 

Verfassungswidrigkeit der Corona-Maßnahmen 
 

Die von den Landesregierungen nahezu jede Woche neu erlassenen Corona-

Verordnungen sind verfassungswidrig, der zweite Lockdown seit dem 2. November 

2020 ist grob verfassungswidrig und grundrechtswidrig.  

Denn die Landesregierungen sind zu einer solchen massiven Beschränkung von 

Grundrechten ausdrücklich nicht befugt. So stellt schon das Infektionsschutzgesetz keine 

ausreichende Rechtsgrundlage für landesweite Lockdown-Maßnahmen dar. Darüber 

hinaus gilt für solche weitreichenden Maßnahmen aufgrund der Gewaltenteilung 

grundsätzlich der sogenannte Parlamentsvorbehalt. Das bedeutet, dass der 

Gesetzgeber selbst (also der Bundestag bzw. die Landtage) entsprechende Gesetze 

erlassen müssen und nicht etwa die Regierungen auf Basis von Verordnungen handeln 

dürfen. Allerdings sieht das Grundgesetz auch insoweit erhebliche Grenzen vor und 

verbietet eine Lahmlegung der Gesellschaft und der Wirtschaft, sowohl bundesweit, 

als auch landesweit als auch regional. Denn selbst im Kriegsfall, der hier nicht vorliegt, 

dürfte das Grundgesetz nicht so fundamental außer Kraft gesetzt werden, wie wir dies 

erstmalig erleben, Art. 115 a ff. GG. Auch der Bundestag darf folglich solche 

Maßnahmen nicht beschließen!  

 

Verstoß gegen das Rechtsstaatsprinzip und die Menschenwürde 
 

Das Rechtsstaatsprinzip nach Art. 20 Abs. 3 GG und das darin verankerte Prinzip der 

Verhältnismäßigkeit verpflichten den Staat – und damit auch den Bundestag als 

Gesetzgeber - zum Schutz der Gesundheit der Bevölkerung nur solche Maßnahmen zu 

ergreifen, die überhaupt geeignet sind, den angestrebten Zweck zu erreichen. Außerdem 

müssen unter mehreren geeigneten Mitteln die am geringsten belastenden Maßnahmen 

ergriffen werden (Prinzip der Erforderlichkeit). Vor allem müssen die hierdurch 

herbeigeführten Belastungen in einem angemessenen Verhältnis zu den verfolgten 

Zwecken stehen, sie müssen also zumutbar sein.   

Außerdem  erfordert das Rechtsstaatsprinzip und das in Art. 1 GG verankerte Recht auf 

Menschenwürde eine vollständige, sachliche und richtige Darstellung des 

Infektionsgeschehens. Dies alles passiert jedoch nicht. Vielmehr hören und lesen wir 
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seit Monaten täglich von steigenden Infektionszahlen und davon, dass wir wieder kurz 

vor einer Katastrophe stünden.  

Dabei werden der Bevölkerung ganz wesentliche Fakten und Erkenntnisse sowohl der 

Weltgesundheitsorganisation als auch vieler deutscher und internationaler Ärztinnen, 

Ärzte und Wissenschaftler verschwiegen, obwohl diese Kenntnisse zur Beruhigung der 

Menschen und zur Entspannung der Situation beitragen würden.  

Was uns die Regierungen und das RKI verschweigen 
 

- Sie verschweigen, dass bis zum heutigen Tage trotz millionenfacher Testung 

weniger als 0,72 % aller Bürger in Deutschland positiv getestet wurden, und somit 

99,27 % der Bevölkerung weder positiv getestet, noch infiziert und vor allem 

nicht erkrankt, also gesund sind. Sie sprechen dennoch von einer Pandemie bzw. 

einer drohenden Katastrophe. 

- Sie verschweigen, dass ein positiver PCR-Test nichts über eine tatsächliche 

Erkrankung aussagt. Denn der millionenfach eingesetzte PCR-Test ist zur 

Diagnostik und zur Feststellung einer Erkrankung ungeeignet. 

- Sie verschweigen, dass nur der sogenannte CT-Wert Hinweise auf eine relevante 

Viruslast angibt. Dieser CT-Wert wird jedoch vom RKI seit Monaten nicht bei den 

Laboren abgefragt.   

- Sie verschweigen bei der Angabe der „Infektionszahlen“, dass lediglich etwa 5 % 

aller positiv getesteten Menschen überhaupt Symptome des SARS-CoV-2-Virus 

zeigen. Bei vielen Millionen Testungen gab es bislang etwa 600.000 positive 

PCR-Testergebnisse. Erkrankt waren davon nachweislich jedoch nur ca. 30.000 

Menschen. 

- Sie verschweigen in der täglichen Berichterstattung insbesondere die Tatsache, 

dass die meisten dieser 5 % Erkrankten nur milde grippeähnliche Symptome 

aufweisen.  

- Sie verschweigen, dass das Risiko einer Sterblichkeit durch Corona nach Angabe 

der WHO bei nur ca. 0,2 % liegt. Von 30.000 Erkrankten sterben also nur  

60 Menschen. Dies ist keine Epidemie von nationaler Tragweite.  

- Sie verschweigen bei der Angabe der täglichen Corona-Toten, dass laut 

Statistischem Bundesamt jeden Tag etwa 2.600 Menschen, jeden Monat etwa 

80.000 Menschen und jedes Jahr ca. 950.000 Menschen in Deutschland 

sterben.  
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Was sie uns noch verschweigen 

 

- Sie verschweigen bei der Behauptung von ca. 10.000 Corona-Toten, dass es das 

RKI unterbunden hat, die angeblich an Corona verstorbenen Menschen zu 

obduzieren, um das Corona-Virus nachzuweisen.  

- Sie verschweigen, dass die angeblichen Corona-Toten fast alle schwer 

vorerkrankt, im Durchschnitt 82 Jahre alt waren, und damit grundsätzlich ein 

höheres Sterberisiko hatten. 

- Sie verschweigen, dass eine Überlastung der Kliniken nie vorlag und auch nicht 

droht, das Gesundheitswesen vielmehr durch millionenfache Testungen und durch 

die gesundheitlichen und psychischen Folgen aufgrund des Lockdowns massiv 

belastet wird.  

- Sie verschweigen, dass das RKI und die Bundesregierung bereits im Jahr 

2009/2010 bei der Schweinegrippe eine ungeheure Vielzahl von Toten behauptet 

hat, während es tatsächlich nur wenige Tote gab. 

- Sie verschweigen, dass die Regierung bereits bei der Schweinegrippe Millionen 

Impfdosen entsorgen musste, weil auch die Schweinegrippe keine todbringende 

Krankheit war.  

- Sie verschweigen, dass die Kliniken im Frühjahr und Sommer 2020 fast leer 

standen, die Mitarbeiter in Kurzarbeit gingen und in all diesen Monaten 

hunderttausenden Patienten notwendige Operationen und Behandlungen 

vorenthalten wurden.  

- Sie verschweigen, dass in den letzten Jahrzehnten in unzähligen Studien die 

Unwirksamkeit von Alltagsmasken belegt wurde, selbst von der WHO. 

- Sie verschweigen, dass das Tragen von Masken nachweislich zu einer höheren 

Erkrankungs- und Sterberate gerade bei Corona führt.  

- Sie verschweigen uns insbesondere die Begründung der Inzidenzzahl von 50 je 

100.000 Einwohner für die Einstufung als „Risikogebiet“: Denn auf der Homepage 

des Bundesgesundheitsministeriums ist nachzulesen, dass es sich bei diesem 

Verhältnis um eine „seltene Erkrankung“ handelt.   
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Unlautere und sittenwidrige Informationen 
 

Würden Ärztinnen und Ärzte ihren Patienten so viele wesentliche Fakten und Aspekte 

verschweigen, müssten sie mit enormen Schadensersatzklagen rechnen und bei 

vorsätzlichem Verhalten sogar mit strafrechtlichen Sanktionen, §§ 823 ff BGB, §§ 223 

ff StGB.  

Im allgemeinen Geschäftsverkehr stellt das Vorenthalten und Verheimlichen 

wesentlicher Informationen eine Irreführung dar und kann mit einer Geldbuße bis zu 

300.000,- € oder sogar mit Freiheitsstrafe bis zu 2 Jahren bestraft werden, §§ 5a, 16, 20 

UWG. Darüber hinaus ist der Unternehmer zum Schadensersatz verpflichtet, § 9 UWG. 

Der PCR-Test ist nachweislich nicht zur Diagnostik geeignet, er hat eine erhebliche 

Fehlerquote und ist vor allem nicht geeignet, tatsächliche Infektionen festzustellen. Es ist 

gesetzlich verboten, Medizinprodukte in den Verkehr zu bringen, wenn fälschlich der 

Eindruck erweckt wird, dass ein Erfolg mit Sicherheit erwartet werden kann, § 4 Abs. 2 

Medizinproduktegesetz (MPG). Ein Verstoß hiergegen ist sogar strafbar, § 41 MPG.  

Eine Irreführung durch Unterdrücken wahrer Tatsachen verwirklicht schließlich den 

Straftatbestand des Betruges nach § 263 Strafgesetzbuch, wenn dies mit der Absicht 

geschieht, sich oder einem Dritten einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu 

verschaffen.    

 

Pflicht zur Information und Aufklärung 
 

Es ist nach dem Infektionsschutzgesetz die Pflicht des RKI und des 

Gesundheitsministeriums sowie der Gesundheitsämter, die Allgemeinheit über die 

Gefahren übertragbarer Krankheiten und die Möglichkeiten zu deren Verhütung zu 

informieren und aufzuklären, § 3 IfSG. Diese Informationen müssen sachlich, 

nachprüfbar und wissenschaftlich fundiert sein, um den Menschen eine 

selbstbestimmte und informierte Entscheidung zu ermöglichen. 

Eine umfassende Aufklärung und Information findet jedoch seit März 2020 nicht statt. 

Vielmehr wird bis zum heutigen Tage die Bevölkerung in unethischer und rechtsstaatlich 

höchst bedenklicher Weise verunsichert und im Ungewissen gelassen, obwohl weder das 

Gesundheitssystem an seine Grenzen gelangt ist, noch eine höhere Sterblichkeit zu 

verzeichnen war. Selbst die WHO als führende Gesundheitsorganisation hat inzwischen 

veröffentlicht, dass Corona viel ungefährlicher ist als bisher angenommen. Die WHO gibt 

die Sterblichkeit bei Corona-Infektionen selbst mit nur 0,2 Prozent an. Dies ist alles 

andere als eine Epidemie, wie auch die Belegungszahlen in den Kliniken, insbesondere 
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die Inanspruchnahme der Intensivbetten zeigen. Es drohte zu keinem Zeitpunkt eine 

Überlastung des Gesundheitssystems in Deutschland, und sie droht auch künftig nicht.   

Dies konstatiert sogar das Bundesverfassungsgericht:  

„Das zum entscheidungserheblichen Zeitpunkt (Juli 2020) erkennbare 

Infektionsgeschehen und die intensivmedizinischen Behandlungskapazitäten 

lassen es in Deutschland nicht als wahrscheinlich erscheinen, dass hier die 

gefürchtete Situation der Triage eintritt.“ (BVerfG, Beschl. v. 16.7.2020 – 1 

BvR 1541/20). 

 

Die Pflicht des Staates zum Schutz der Bürger 

Der Staat ist verpflichtet, die Gesundheit seiner Bürger zu schützen, Art. 1 Abs. 3, Art. 2 Abs. 

2 GG. Er ist daher nicht berechtigt, durch irreführende Aussagen, insbesondere durch 

Verschweigen wesentlicher Umstände und Zahlen, die eigene Bevölkerung derart zu 

verunsichern. Ein solcher Umgang mit der eigenen Bevölkerung verstößt auch gegen Art. 

1 GG: Die Achtung der Menschenwürde gebietet es, dass der Staat seine Bürger 

umfassend aufklärt, zur Eigenverantwortung aufruft und sie beruhigt, anstatt bei einem 

großen Teil der Bevölkerung massive Ängste zu schüren.  

Das Infektionsschutzgesetz verpflichtet den Staat und die zuständigen Behörden 

gerade bei Epidemien ausdrücklich dazu, die Eigenverantwortung des Einzelnen zu 

verdeutlichen und zu fördern, § 1 Abs. 2 IfSG. Dies bedeutet, dass nicht nur der Staat 

oder „die anderen“, sondern wir selbst persönlich dafür verantwortlich sind, uns mit 

geeigneten Maßnahmen vor Infektionen zu schützen. Wer also eine Infektion scheut, bleibt 

zuhause. Wer zum Schutz eine Maske tragen will, darf dies freilich tun. Eine Verpflichtung 

aller Menschen, im öffentlichen Raum sowie in Schulen und weiteren Institutionen eine 

Maske zu tragen, die von Prof. Drosten selbst noch im März 2020 als wirkungslos 

bezeichnet wurde, stellt einen massiven Eingriff in das Selbstbestimmungsrecht und die 

körperliche Integrität dar. Dies gilt umso mehr, als etwa 40 internationale Studien die 

Wirkungslosigkeit der Masken belegen und eine Vielzahl von Ärzten und Eltern von 

massiven körperlichen Beeinträchtigungen berichten.  

Der Staat hat seine Bürger im Übrigen nicht nur gegen Corona zu schützen, sondern auch 

gegen andere Gesundheitsgefahren. Denn eine Infektion mit Corona gehört ebenso zum 

Lebensrisiko wie eine Infektion mit dem Grippevirus.  
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Das Bundesverfassungsgericht zum Lebensrisiko durch Corona 
 

Auch das Bundesverfassungsgericht stellt dies fest:  

Die Verfassung bietet keinen vollkommenen Schutz vor jeglicher … 

Gesundheitsgefahr. Dies gilt umso mehr, als ein gewisses Infektionsrisiko mit dem 

neuartigen Corona-Virus derzeit für die Gesamtbevölkerung zum allgemeinen 

Lebensrisiko gehört. (BVerfG, Beschl. v. 19.5.2020, 2 BvR 483/20) 

 

Wir Anwälte fordern die sofortige Aufhebung der  
„Epidemischen Lage von nationaler Bedeutung“ 

 

Wir fordern daher sowohl die Regierungen als auch alle Abgeordneten als auch die Gerichte 

dazu auf, umgehend die Rechte der Bürger wieder herzustellen, eine wissenschaftlich 

fundierte Analyse der von dem SARS-CoV-2-Virus tatsächlich ausgehenden Gefahr 

vorzunehmen und insbesondere die Feststellung einer „Epidemie von nationaler 

Tragweite“ umgehend aufzuheben. Denn eine solche Feststellung muss auf 

wissenschaftlich und medizinisch fundierten Daten basieren. Es ist daher zwingend 

notwendig, die Zahl der tatsächlich Erkrankten, insbesondere die Zahl der Schwererkrankten 

und vor allem die Zahl der (nachweislich an Corona verstorbenen) Toten zu benennen. 

Diese Zahlen müssen zu anderen Erkrankungen und Todesursachen ins Verhältnis gesetzt 

werden. Unbrauchbare PCR-Tests dürfen jedenfalls keine Grundlage für die Behauptung 

einer Epidemie darstellen. Insbesondere bei düsteren Hochrechnungen mit Exponentialkurve 

ist Vorsicht geboten: Denn es war gerade das RKI, das sich mit solchen Hochrechnungen 

bereits bei der Schweinegrippe im Jahr 2009/2010 fundamental geirrt hat.  

Dennoch findet ein wissenschaftlicher und medizinischer Diskurs nicht statt, ganz im 

Gegenteil: Es werden kritische wissenschaftliche, ärztliche oder juristische Stimmen 

diffamiert, in den Medien als „Rechte“ oder „Verschwörungstheoretiker“ angeprangert, 

Homepages werden gesperrt, Äußerungen und Videos in den sozialen Medien gelöscht, 

Ärzten wird bei Ausstellung von Attesten mit Strafanträgen und Hausdurchsuchungen 

gedroht, Anwälte und Corona-kritische Journalisten werden sogar verhaftet.  

Wir beobachten hierdurch eine Erosion des Rechtsstaats, die mit dem Grundgesetz 

fundamental unvereinbar ist.  
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Willkürliche Festsetzung des Inzidenzwerts  
 

Der zweite Lockdown wurde aktuell – erneut unter grober Missachtung der Grund- und 

Freiheitsrechte – in allen Bundesländern verkündet. Museen, Theater, 

Sporteinrichtungen, Bars und Restaurants wurden erneut geschlossen. Alte und kranke 

Menschen werden wieder isoliert, gesunde Erwachsene und Kinder mit positivem PCR-

Test werden „abgesondert“, Menschen dürfen sich nicht mehr ungehindert treffen, vom 

Reisen wird dringend abgeraten, der Bevölkerung wird millionenfach eine Maske 

aufgezwungen, obwohl Nutzen und Schaden einer Maske niemals wissenschaftlich 

abgewogen wurden.  

Es wird sogar zur Denunziation derjenigen Menschen aufgerufen, die keine Maske 

tragen. Ärzte verweigern aus Angst vor Repressionen und Sanktionen die Ausstellung 

von Attesten selbst bei Menschen mit Atemwegsbeschwerden und weiteren schweren 

Gesundheitsbeeinträchtigungen. In Gesundheitsämtern kommt das Militär zum 

Einsatz, um die verfassungswidrigen Quarantäneanordnungen zu unterstützen und 

durchzusetzen.  

Die Einstufung als „Risikogebiet“ im In- und Ausland beruht allein auf dem 

sogenannten Inzidenzwert von 50 Positivtests je 100.000 Personen. Dies ist vollkommen 

willkürlich: Denn 50/100.000 (inzwischen ohne jedwede medizinische Evidenz sogar 

reduziert auf 35/100.000) entspricht hochgerechnet dem, was das 

Bundesgesundheitsministerium auf seiner Homepage als „seltene Erkrankung“ 

beschreibt:  

„In der Europäischen Union gilt eine Erkrankung als selten, wenn nicht 

mehr als 5 von 10.000 Menschen in der EU von ihr betroffen sind .“  

 

Wie zuvor dargestellt, bedeutet der Positivtest nicht zugleich eine Erkrankung. Denn nur 

5 % aller positiv getesteten Personen erleiden eine – meist mild verlaufende - 

Erkrankung. Dies sind zwei bis drei Personen von 100.000! Trotz dieses 

„Seltenheitswerts“ müssen die Menschen gravierendste Beschränkungen hinnehmen . All 

dies verstößt eklatant gegen das Verhältnismäßigkeitsprinzip und gegen das 

Willkürverbot.   
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Die massiven Verstöße gegen Recht und Gesetz 

· Das Verschweigen wesentlicher Informationen verstößt gegen die Pflicht des Staates 

zur wahrheitsgemäßen Aufklärung der Bevölkerung nach § 1 Abs. 2 

Infektionsschutzgesetz.  

· Die Behauptung einer Epidemie von nationaler Tragweite sowie die Festlegung eines 

Inzidenzwertes von 50/100.000 verstoßen gegen das Willkürverbot: „Willkür ist bei 

einer Maßnahme gegeben, welche im Verhältnis zu der Situation, der sie Herr 

werden will, tatsächlich und eindeutig unangemessen ist.“  BVerfG, Beschluss vom 

15. März 1989, Az. 1 BvR 1428/88.  

· Die Anordnung von Quarantänemaßnahmen gegenüber gesunden Menschen stellt 

eine Freiheitsberaubung dar, § 239 StGB. Denn die Freiheit der Person ist 

unverletzlich, Art. 2 Abs. 2 S. 2 GG. Das Infektionsschutzgesetz bietet keine 

Rechtsgrundlage für tage- oder wochenlange Quarantänemaßnahmen gegenüber 

Gesunden.  

· Die Anordnung einer generellen Maskenpflicht auch für gesunde Menschen ist ein 

Eingriff in das allgemeine Persönlichkeitsrecht, Art. 2 Abs. 1 GG. Denn in einer 

freiheitlich demokratischen Grundordnung dürfen alle Menschen selbst frei 

entscheiden, ob und wie sie sich gegen Krankheiten und andere Lebensrisiken 

schützen. Die Behauptung, man schütze durch das Tragen seine Mitmenschen, ist 

angesichts der tatsächlichen Krankheits- und Todeszahlen ein Missbrauch des 

Begriffs der Solidarität. Die Androhung und Festsetzung von Bußgeldern stellt daher 

eine Nötigung nach § 240 Strafgesetzbuch (StGB) dar.  

· Die Anordnung der Maskenpflicht bei Kindern und Jugendlichen stellt eine 

Körperverletzung dar sowie eine Misshandlung von Schutzbefohlenen durch Lehrer 

und Schulleitungen, §§ 223, 225 StGB. Denn es gibt keine wissenschaftliche Evidenz 

darüber, dass die Masken tatsächlich hilfreich sind, ganz im Gegenteil. Die Masken 

führen gerade bei Kindern, aber auch bei Erwachsenen zu Schwindel, 

Konzentrationsstörungen und Atemnot.  

· Die Aufforderung, Menschen ohne Maske zu denunzieren, verwirklicht den 

Straftatbestand des § 111 StGB. Denn gesunde Menschen stellen keine Gefahr für 

die Bevölkerung dar, sie sind „unschuldig“. Wer Unschuldige verfolgt, riskiert eine 

Freiheitsstrafe bis zu 5 Jahren, § 344 StGB.  

· Der Einsatz von Soldaten in den Gesundheitsämtern, in Schulen und im zivilen Leben 

ist verfassungswidrig, Art. 87a GG. Denn ein Ausnahmezustand liegt schlichtweg 

nicht vor.   



Offener Brief der Anwälte für Aufklärung vom 5.11.2020 

- 11    - 

Wir Anwälte fordern zu rechtsstaatlichem Handeln auf 

Wir Anwälte sehen in dem Verhalten der Bundesregierung und der Landesregierungen, 

insbesondere in den massiven Beschränkungen durch die Corona-Verordnungen eine 

große Gefahr für die Rechtsstaatlichkeit, die Demokratie und die freiheitlich-

demokratische Grundordnung nach Art. 20 GG.  

- Wir fordern daher alle verantwortlichen Politikerinnen und Politiker dazu auf, 

umgehend zu rechtsstaatlichem Handeln zurückzukehren und sämtliche Corona-

Verordnungen und Allgemeinverfügungen aufzuheben! Denn diese sind eklatant 

verfassungswidrig. 

- Wir fordern alle Abgeordneten des Bundestages dazu auf, die Feststellung einer 

epidemischen Lage von nationaler Bedeutung sofort aufzuheben und künftig die 

Einhaltung der Grundrechte des Verhältnismäßigkeitsprinzips und des 

Rechtsstaatsprinzips strengstens zu beachten.  

- Wir fordern alle Abgeordneten des Bundestages dringend dazu auf, sich 

entschieden gegen die weiteren Verschärfungen des 

Infektionsschutzgesetzes (Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung des 

Infektionsschutzgesetzes und weiterer Gesetze vom 29.10.2020 und 3.11.2020) 

zu stellen. Denn dieses Gesetz sieht weitere massive und grob 

verfassungswidrige Beschränkungen der Grundrechte aller Bürger in 

Deutschland vor, insbesondere der geplante § 28 a Infektionsschutzgesetz.  

- Wir fordern unsere 167.000 Anwaltskolleginnen und Anwaltskollegen in 

Deutschland dazu auf, ihr Schweigen zu brechen, sich an ihren Eid zu erinnern 

und bei der Wiederherstellung der Grund- und Freiheitsrechte der Bürger in 

Deutschland mitzuwirken.  

- Wir fordern alle Richterinnen und Richter in Deutschland dazu auf, dem von 

ihnen geleisteten Eid zu folgen und das Richteramt getreu dem Grundgesetz für 

die Bundesrepublik Deutschland und getreu dem Gesetz auszuüben. Die Gerichte 

müssen daher die Sachverhalte sorgfältig aufklären, wissenschaftliche Studien, 

Kritik und Gegenstimmen bei ihrer Entscheidung berücksichtigen, die Grundrechte 

wahren und insbesondere das Verhältnismäßigkeitsprinzip anwenden.  

- Wir fordern alle Staatsanwältinnen und Staatsanwälte dazu auf, sämtliche 

Bußgeld- und Strafverfahren basierend auf den Corona-Verordnungen gegen die 

Bürger einzustellen, die Verfassungswidrigkeit der Corona-Maßnahmen 

festzustellen und gesundheitsbeeinträchtigende Maßnahmen als Körperverletzung 

strafrechtlich zu verfolgen.  

- Wir fordern die Medien dazu auf, das Presserecht zu beachten und alle 

Nachrichten vor ihrer Verbreitung mit der nach den Umständen gebotenen 
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Sorgfalt auf Wahrheit, Inhalt und Herkunft zu prüfen, auch kritische Meinungen 

abzubilden und Diffamierungen zu unterlassen.  

- Wir fordern die Lehrerinnen und Lehrer sowie alle Eltern dazu auf, die Kinder 

vor erheblichen gesundheitlichen Beeinträchtigungen durch die Maske sowie vor 

Erkältungen und Lungenentzündungen durch kalte Klassenzimmer in der kalten 

Jahreszeit zu schützen.  

- Wir fordern alle Ärztinnen und Ärzte dazu auf, sich auf ihren Eid und auf die 

Deklaration des Weltärztebundes zu besinnen:  

Bei meiner Aufnahme in den ärztlichen Berufsstand gelobe ich feierlich:  

mein Leben in den Dienst der Menschlichkeit zu stellen. … 

Ich werde meinen Beruf mit Gewissenhaftigkeit und Würde ausüben.  

Die Gesundheit meines Patienten soll oberstes Gebot meines Handelns sein.  

Ich werde alle mir anvertrauten Geheimnisse auch über den Tod des Patienten 

hinaus wahren.  

Ich werde jedem Menschenleben von seinem Beginn an Ehrfurcht 

entgegenbringen und selbst unter Bedrohung meine ärztliche Kunst nicht in 

Widerspruch zu den Geboten der Menschlichkeit anwenden.  

Dies alles verspreche ich feierlich und frei auf meine Ehre. 

 

Wir fordern alle Menschen dazu auf, sich gegen die freiheitsbeschränkenden 

Maßnahmen mit allen rechtlichen Mitteln zu wehren.  

 
 

Denn Recht darf dem Unrecht niemals weichen! 
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Seit März werden gesunde Bürgerinnen und Bürger mit sogenannten Quarantäne-

Anordnungen“ oder auch „Absonderungs-Anordnungen“ konfrontiert. Dies gilt im 

Inland für Personen, die positiv auf das SARS-Cov2 Virus getestet wurden sowie 

für alle Personen, die Kontakt mit der positiv getesteten Person hatten. Das RKI hat 

hierfür eine sogenannte „Kontaktpersonennachverfolgung bei SARS-CoV-2-

Infektionen“ festgelegt und die Kontakte in drei Kategorien eingeteilt.  

Wer aus dem Ausland einreist, musste ebenfalls in Quarantäne und musste sich 

zugleich testen lassen und zwar völlig unabhängig vom Vorliegen etwaiger 

Krankheitssymptome. Dies ist hunderttausenden von Menschen in den letzten 

Monaten so ergangen, nachdem viele Länder zu sogenannten „Risikogebieten“ 

erklärt wurden.  

Derzeit befinden sich angeblich 300.000 gesunde Schulkinder in Quarantäne. Wie 

viele weitere Erwachsene für 10 bis 14 Tage in Quarantäne sind, ist hier nicht 

bekannt.  

Die Quarantäne-Anordnungen erfolgen durch das zuständige Gesundheitsamt, 

oftmals nur telefonisch oder nur kurz per Email, in anderen Fällen viele Tage später 

durch entsprechenden Bescheid. Dieser Bescheid kann mit einer Klage bzw. mit 

einem Eilantrag beim zuständigen Verwaltungsgericht angegriffen werden. 
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Die Anordnung einer „Absonderung in häuslicher Quarantäne“ ist

verfassungswidrig.

Denn nach Art. 104 Abs. 1 GG kann die Freiheit einer Person nur auf Grund eines 

förmlichen Gesetzes und nur unter Beachtung der darin vorgeschriebenen Formen 

beschränkt werden. Die Anordnung einer häuslichen Quarantäne ist jedenfalls eine 

solche freiheitsbeschränkende Maßnahme im Sinne des Art. 104 Abs. 1 GG und darf 

daher nicht auf eine Verordnung, sondern nur auf ein Gesetz gestützt werden, wobei 

sämtliche Voraussetzungen dieses Gesetzes erfüllt und beachtet werden müssen. 

Die Anordnungen einer häuslichen Quarantäne ergehen entweder auf Grundlage des 

§ 30 IfSG oder auf Grundlage des § 28 IfSG.  
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§ 30 Abs. 1 S. 2 IfSG lautet:  

Bei sonstigen Kranken sowie Krankheitsverdächtigen, Ansteckungsverdächtigen und 

Ausscheidern kann angeordnet werden, dass sie in einem geeigneten Krankenhaus 

oder in sonst geeigneter Weise abgesondert werden.

Diese Vorschrift ist zwingend im Kontext zu dem vorherigen Satz des § 30 Abs. 1 

S. 1 IfSG zu sehen:  

Die zuständige Behörde hat anzuordnen, dass Personen, die an Lungenpest oder 

an von Mensch zu Mensch übertragbarem hämorrhagischem Fieber erkrankt oder 

dessen verdächtig sind, unverzüglich in einem Krankenhaus oder einer für diese 

Krankheiten geeigneten Einrichtung abgesondert werden.

Die Absonderung von Patienten, die an Lungenpest erkrankt sind, ist richtig und 

notwendig. Denn das RKI gibt auf seiner Homepage an:  

Lungenpest und Pestseptikämie (Blutvergiftung) verlaufen unbehandelt fast immer 

tödlich. 

Die Pest ist bei adäquater und rechtzeitiger Antibiotikatherapie heilbar. Trotz der 

Möglichkeit einer Antibiotikabehandlung gibt die WHO eine Sterblichkeit zwischen 

8 bis 10% an. Sie beträgt bei dem gegenwärtigen Ausbruch auf Madagaskar, bei 

dem es hohe Fallzahlen und einen hohen Anteil an Lungenpest gibt, 11%. (RKI, 

Stand: 17.10.2017) 
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Nachdem die WHO (unter Bezugnahme auf eine Studie von Prof. John Ioannidis) für 

Corona eine Sterblichkeit von weniger als 0,2 % ausgewiesen hat 

(https://www.who.int/bulletin/online_first/BLT.20.265892.pdf), kann sich eine 

entsprechende Absonderungs-Anordnung nach § 30 Abs. 1 S. 2 IfSG nicht auf 

Krankheiten mit einer so geringen Sterblichkeitsrate wie Corona oder Grippe 

beziehen. Dies verbietet das Prinzip der Verhältnismäßigkeit und das Prinzip des 

Übermaßverbotes. Entsprechende Anordnungen auf Basis des § 30 Abs. 1 S. 2 

IfSG wären somit rechtswidrig und zugleich verfassungswidrig nach § 104 Abs. 1 

GG.  
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In Betracht kommt die weitere Vorschrift des § 28 Abs. 1 S. 1 IfSG:  

Werden Kranke, Krankheitsverdächtige, Ansteckungsverdächtige oder Ausscheider 

festgestellt oder ergibt sich, dass ein Verstorbener krank, krankheitsverdächtig oder 

Ausscheider war, so trifft die zuständige Behörde die notwendigen 

Schutzmaßnahmen, insbesondere die in den §§ 28 a Abs. 1, 29 bis 31 genannten, 

soweit und solange es zur Verhinderung der Verbreitung übertragbarer Krankheiten 

erforderlich ist; sie kann insbesondere Personen verpflichten, den Ort, an dem 

sie sich befinden, nicht oder nur unter bestimmten Bedingungen zu verlassen

oder von ihr bestimmte Orte oder öffentliche Orte nicht oder nur unter bestimmten 

Bedingungen zu betreten.

Das Gesundheitsamt kann folglich eine Quarantäne-Anordnung auf § 28 Abs. 1 S. 1 

IfSG stützen. Allerdings müssen hierfür die entsprechenden Voraussetzungen 

vorliegen. Denn die Schutzmaßnahmen der §§ 28 ff. IfSG dürfen nur dann ergriffen 

werden, wenn Kranke, Krankheitsverdächtige, Ansteckungsverdächtige oder 

Ausscheider festgestellt werden. Gegenüber Gesunden dürfen keine Schutzmaßnahmen 

ergriffen werden.  
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Das Infektionsschutzgesetz definiert in § 2, wer Kranke, Krankheitsverdächtige, 

Ansteckungsverdächtige oder Ausscheider sind:  

4. Kranker: eine Person, die an einer übertragbaren Krankheit erkrankt ist, 
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5.  Krankheitsverdächtiger: eine Person, bei der Symptome bestehen, welche das 

 Vorliegen einer bestimmten übertragbaren Krankheit vermuten lassen, 

6. Ausscheider: eine Person, die Krankheitserreger ausscheidet und dadurch eine 

Ansteckungsquelle für die Allgemeinheit sein kann, ohne krank oder 

krankheitsverdächtig zu sein, 

7. Ansteckungsverdächtiger. eine Person, von der anzunehmen ist, dass sie 

Krankheitserreger aufgenommen hat, ohne krank, krankheitsverdächtig oder 

Ausscheider zu sein 

Patienten, die schwer an SARS-CoV 2 erkrankt sind, werden ohnehin das Bett hüten oder 

müssen im Einzelfall sogar ins Krankenhaus. Die Gesundheitsämter wissen allerdings gar 

nicht, wer von den positiv getesteten Personen tatsächlich erkrankt ist, denn sie erhalten von 

den Laboren nur die positiven Testergebnisse! Nur diese Ergebnisse werden an das RKI 

weitergeleitet.  

Die allermeisten der positiv getesteten Personen sind nicht krank und haben auch keinerlei 

Symptome einer Erkrankung. Sie sind somit weder „krank“ im Sinne des § 2 Nr. 4 IfSG 

noch „krankheitsverdächtig“ im Sinne des § 2 Nr. 5 IfSG.  
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Personen mit einem Positivtest werden jedoch vom RKI und von der Regierung als 

sogenannte „Infizierte“ und damit als Ansteckungsverdächtige im Sinne des § 2 Nr. 7 IfSG 

in Verbindung mit § 28 Abs. 1 IfSG angesehen. Sie sollen sich daher freiwillig der 

Quarantäne-Anordnung fügen, andernfalls wird eine Geldbuße oder gar eine 

Freiheitsstrafe angedroht. Angedroht wird alternativ die mit Polizeieinsatz verbundene 

Unterbringung in einer geschlossenen Einrichtung (z.B. Psychiatrie).  

Die Anordnungen des Gesundheitsamtes sind und waren jedoch allesamt grob rechts- und 

verfassungswidrig. Denn „Infizierte“ sind – entgegen der Behauptung des RKI und der 

Regierungen – keine Ansteckungsverdächtigen im Sinne der §§ 28 Abs. 1 i.V.m. § 2 Abs. 7 

IfSG.  

Denn ein positiver PCR-Test lässt gerade nicht den Schluss zu, dass die Person 

„ansteckungsverdächtig“ und damit quarantänepflichtig ist.  

„Ansteckungsverdächtig“ ist nur eine Person, von der anzunehmen ist, dass sie 

Krankheitserreger aufgenommen hat, ohne krank, krankheitsverdächtig oder Ausscheider 

zu sein, § 2 Nr. 7 IfSG. 

�
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Der Begriff „Krankheitserreger“ ist in § 2 IfSG definiert:  

Im Sinne dieses Gesetzes ist 

1. Krankheitserreger: ein vermehrungsfähiges Agens (Virus, Bakterium, Pilz, 

Parasit) oder ein sonstiges biologisches transmissibles Agens, das bei 

Menschen eine Infektion oder übertragbare Krankheit verursachen kann, 

Der PCR-Test ist nicht imstande, ein vermehrungsfähiges Agens nachzuweisen. Denn der 

PCR-Test kann nicht unterscheiden zwischen vermehrungsfähigem und nicht 

vermehrungsfähigem Agens im Sinne des § 2 Nr. 1 IfSG. Der PCR-Test ist somit 

schlichtweg nicht geeignet für den Nachweis einer akuten Infektion. 

Der PCR-Test ist im Übrigen bei gesunden Menschen nur für Forschungszwecke und 

gerade nicht für diagnostische Zwecke zugelassen.  

Der PCR-Test hat schließlich eine enorm hohe Fehlerquote.  
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• Aussage von Prof. Christian Drosten, einem der Entwickler des Sars-Cov2-PCR-

Tests:

Ja, aber die Methode ist so empfindlich, dass sie ein einzelnes Erbmolekül 

dieses Virus nachweisen kann. Wenn ein solcher Erreger zum Beispiel bei einer 

Krankenschwester mal eben einen Tag lang über die Nasenschleimhaut huscht, 

ohne dass sie erkrankt oder sonst irgend etwas davon bemerkt, dann ist sie 

plötzlich ein Mers-Fall. Wo zuvor Todkranke gemeldet wurden, sind nun plötzlich 

milde Fälle und Menschen, die eigentlich kerngesund sind, in der Meldestatistik 

enthalten. Auch so ließe sich die Explosion der Fallzahlen in Saudi-Arabien 

erklären. Dazu kommt, dass die Medien vor Ort die Sache unglaublich hoch 

gekocht haben.  

Interview in der Wirtschaftswoche vom 14.5.2014, damals zu Mers 
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• Aussage von Kary Mullis, Biochemiker, erhielt 1993 den Nobelpreis für Chemie 

gemeinsam mit Michael Smith für die Entwicklung des PCR-Tests:

Der PCR-Test erlaubt dir, eine winzige Menge von Irgendetwas zu nehmen, dies 

messbar zu machen und dann es so darzustellen, als ob es wichtig wäre. Das ist 

eine falsche Interpretation. Der Test sagt nicht aus, ob man krank ist oder ob das, 

was „gefunden“ wurde, dir wirklich schaden würde. 

https://www.youtube.com/watch?v=p_cMF_s-fzc 

• Aussage von Dr. Mike Yeadon, ehemals Wissenschaftsvorstand der Firma Pfizer:  

Die alleinige Verwendung eines PCR-Tests sagt nichts über das Vorhandensein 

einer Infektion aus. Der aktuelle Umgang mit PCR-Tests ist nicht geeignet, 

korrekte Ergebnisse hervorzubringen. Die positiven Testergebnisse sind nahezu 

zur Gänze falsch. Das ist Betrug. Dagegen muss geklagt werden.  

https://www.wochenblick.at/pfizer-vize-bekraeftigt-pcr-test-alleine-sagt-nichts-

ueber-infektion-aus/ 

• Aussage von Prof. Dr. Sucharid Bhakdi, Facharzt für Mikrobiologie und 

Infektionsepidemiologie:  

Auf die Behauptung des Schweizer Bundesamtes für Gesundheit und 

Swissmedic zur aktuellen COVID 19 Testung: „Mit dieser sehr empfindlichen 

Methode wird in Patientenproben spezifisch die Nukleinsäure eines Erregers 

nachgewiesen, was eine Infektion mit dem Erreger belegt.“ erwidert Prof. Bhakdi: 

„Das stimmt nicht. Auf gar keinen Fall. Das ist eine Lüge.“  

https://www.wochenblick.at/pfizer-vize-bekraeftigt-pcr-test-alleine-sagt-nichts-

ueber-infektion-aus/ 

• Aussage von Prof. Dr. rer. hum. biol. Ulrike Kämmerer, Universität Würzburg, 

Spezialgebiete Virologie und Immunologie   

Der PCR-Test zeigt nur die Nukleinsäuren an, NICHT das Virus, er kann KEINE 

Infektion nachweisen. Der PCR-Test kann NICHT nachweisen, ob das Virus 

replikationsfähig ist, sich in dem Wirt tatsächlich vermehrt und ob der Mensch 

damit ursächlich krank wird. 
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Wenn beim PCR-Test auf der Oberfläche des Abstrichs diese Virus RNA ist, 

heisst das noch nicht, dass es in den Zellen drin ist und ob eine intakte 

vermehrungsfähige Viruslast vorhanden ist.“ 

https://www.mimikama.at/aktuelles/pcr-test-coronavirus-nachweisen/ 

https://www.youtube.com/watch?v=Ymer59vTrSA 

• Aussage von Prof. Dr. med. René Gottschalk, Facharzt für Öffentliches 

Gesundheitswesen, seit 2011 Leiter des Gesundheitsamtes in Frankfurt: 

Bei niedriger Prävalenz in der Bevölkerung und umfangreicher Testung von 

asymptomatischen Personen wird man selbst bei angenommener hoher 

Sensitivität und Spezifität des Tests falsch positive Befunde erhalten. Der PCR-

Test detektiert Genabschnitte von SARS-CoV2; er sagt nichts darüber aus, ob es 

sich um infektionsfähige Viren oder um Virusreste nach durchgemachter Infektion 

handelt.  

https://www.aerzteblatt.de/studieren/forum/137821 

• Aussage des Abgeordnetenhauses Berlin auf die schriftliche Anfrage des 

Abgeordneten Marcel Luthe:  

„Soweit es auf das Vorhandensein „vermehrungsfähiger Viren“ ankommt: ist ein 

sogenannter PCR-Test in der Lage, zwischen einem „vermehrungsfähigen“ und 

einem „nicht-vermehrungsfähigen“ Virus zu unterscheiden?“ Schriftliche Antwort 

des Abgeordnetenhauses: „Nein“.  

Antwort des Abgeordnetenhauses Berlin vom 30.10.2020, Drucksache 18/25 212 

• Auszug aus der Packungsbeilage des cobas SARS CoV 2 PCR-Tests:  

Zur Anwendung bei Patienten mit Anzeichen und Symptomen einer möglichen 

COVID-19-Erkrankung (z.B. Fieber und/oder andere Symptome akuter 

Atemwegserkrankungen). Positive Ergebnisse deuten auf das Vorhandensein von 

SARS-CoV2 RNA hin, aber nicht unbedingt auf das Vorliegen eines 

übertragbaren Virus.  

Zur Bestimmung des Patienteninfektionsstatus müssen sie in klinischer 

Korrelation zur Anamnese des Patienten und sonstigen diagnostischen 

Informationen gesehen werden. Positive Ergebnisse schließen eine bakterielle 

Infektion oder Koinfektion mit anderen Viren nicht aus. Der nachgewiesene 

Erreger ist eventuell nicht die definitive Ursache der Erkrankung.  
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Tatsächlich gibt es keinen einzigen Test, der das SARS-CoV2 Virus  

und eine Infektion mit diesem Virus nachweisen kann!  

�

'����������%���
�������	
���

Wenn der PCR-Test keinen Krankheitserreger nach § 2 Nr. 1 IfSG nachweisen kann, dann 

liegen auch die Voraussetzungen des § 2 Nr. 7 IfSG nicht vor: Denn 

Ansteckungsverdächtiger ist nur eine Person, von der anzunehmen ist, dass sie 

Krankheitserreger aufgenommen hat. Eine solche Annahme kann eben gerade nicht auf 

Basis des PCR-Tests getroffen werden, da dieser keine Viruslast nachweisen kann. Dies gilt 

insbesondere für Tests mit mehr als 25 Zyklen, da bei mehr als 25 Zyklen sogar kleinste 

Virusschnipsel nachweisbar sind, die jedoch nicht auf eine Infektion hinweisen.  

Zwingende rechtliche Voraussetzung für die Annahme eines Ansteckungsverdachts i.S.d. § 

2 Nr. 7 IfSG sind somit kumulativ die folgenden Bedingungen:  

• Anwendung eines PCR-Test mit weniger als 25 Zyklen und  

• Angabe des CT-Wertes und  

• Diagnostischer Ausschluss anderer Infektionen  
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Ohne diese Nachweise sind positiv getestete Personen keine Ansteckungsverdächtige

im Sinne des § 28 Abs. 1 IfSG. Erst recht gilt dies für Kontaktpersonen jedweder Art, die 

völlig gesund sind und keinerlei Symptome aufweisen.  

Auch die Anordnung eines PCR-Tests ist unzulässig, nachdem dieser eine Infektion mit 

dem SARS CoV2-Virus gar nicht nachweisen kann.  

Nachdem also die rechtlichen Voraussetzungen des § 28 Abs. 1 IfSG allein auf Basis eines 

positiven PCR-Tests nicht erfüllt sind, sind sämtliche Quarantäneanordnungen der 

Gesundheitsämter rechtswidrig. Sie stellen sich zugleich als verfassungswidrig dar, da 

sie eine Freiheitsbeschränkung anordnen, die nicht gesetzlich legitimiert ist. Denn die 

Voraussetzungen der §§ 28, 30 IfSG sind in keinem einzigen angeordneten Fall einer 

häuslichen Quarantäne erfüllt und verstoßen damit gegen Art. 104 Abs. 1 GG und gegen 

Art. 2 Abs. 2 S. 2 GG:  

„Die Freiheit der Person ist unverletzlich“. 
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Es ist davon auszugehen, dass die Leiter und Ärzte der Gesundheitsämter sehr genau 

um die fehlende Aussagekraft von PCR-Tests wissen. Sie wissen also, dass die positiv 

getesteten Personen nicht ansteckungsverdächtig sind. Sie wissen, dass erst recht die 

Kontaktpersonen, also Mitschüler, Familienmitglieder, Arbeitskollegen, Freunde und 

Bekannte, keine Ansteckungsverdächtigen im Sinne des § 28 Abs. 1 IfSG sind.  

Die Anordnung von Quarantäne für hunderte und tausende von Menschen durch die 

Mitarbeiter der Gesundheitsämter ist daher eine schwere Freiheitsberaubung nach § 239 

StGB. Dies gilt erst recht für die ungeheuerliche und menschenverachtende Ankündigung, 

sogenannte „Quarantäneverweiger“ in einer geschlossenen Psychiatrie oder einer 

anderen geschlossenen Einrichtung abzusondern, wie dies in § 30 Abs. 2 IfSG vorgesehen 

ist.  
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Aufgrund des vorsätzlichen Verstoße gegen Art. 104 Abs. 1 GG verwirklichen 

sämtliche Quarantänemaßnahmen den Tatbestand der schweren 

Freiheitsberaubung nach § 239 StGB:  

(1)Wer einen Menschen einsperrt oder auf andere Weise der Freiheit 

beraubt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe 

bestraft. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 

(3) Auf Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jahren ist zu 

erkennen, wenn der Täter  

• das Opfer länger als eine Woche der Freiheit beraubt oder  

• durch die Tat oder eine während der Tat begangene Handlung eine 

schwere Gesundheitsschädigung des Opfers verursacht. 

Quarantäneanordnungen, die allein und ausschliesslich auf einem positiven PCR-

Test basieren und ohne weitere ärztliche Diagnostik ausgesprochen werden, sind 

somit rechtswidrig und berechtigen zu Schadensersatz und Schmerzensgeld.  

�

�
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Auch alle Labore bundesweit, die positive Testergebnisse an die Gesundheitsämter melden, 

verstoßen hierdurch ebenfalls gegen Recht und Gesetz. Die Labore sind zwar zur 

namentlichen Meldung des Krankheitserregers SARS-CoV-2 verpflichtet, § 7 Abs. 1 Nr. 44a 

IfSG.  

Wie zuvor dargelegt, kann der PCR-Test alleine aber gerade keinen Krankheitserreger im 

Sinne des § 2 Nr. 1 IfSG nachweisen. Hinzu kommt, dass eine namentliche Meldung nur 

dann erfolgen darf, wenn der Nachweis auf eine „akute Infektion“, welche der PCR-Test 

eben gerade nicht nachweist, hinweist.  

§ 7 Meldepflichtige Nachweise von Krankheitserregern 

(1) Namentlich ist bei folgenden Krankheitserregern, soweit nicht anders bestimmt, 

der direkte oder indirekte Nachweis zu melden, soweit die Nachweise auf eine akute 

Infektion hinweisen: 

Der Begriff „Infektion“ ist in § 2 Nr. 2 IfSG definiert: Danach ist eine Infektion  

„die Aufnahme eines Krankheitserregers und seine nachfolgende Entwicklung und 

Vermehrung im menschlichen Körper“. 

Wenn also der PCR-Test schon keinen Krankheitserreger nachweisen kann, dann kann er 

freilich auch nicht „die Aufnahme des Krankheitserregers und seine nachfolgende 

Entwicklung und Vermehrung im menschlichen Körper“, also eine Infektion im Sinne der 

Legaldefinition des § 2 Nr. 2 IfSG nachweisen.  
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Erst recht kann der PCR-Test keine „akute“ Infektion im Sinne des § 7 Abs. 1 S. 1 IfSG 

nachweisen. Diese liegt in den allermeisten Fällen schon deshalb nicht vor, weil fast 

ausschließlich gesunde Menschen getestet werden.  

Die namentliche Meldung positiver PCR-Tests an das Gesundheitsamt durch die 

Labore stellt somit einen Verstoß gegen die Voraussetzungen des § 7 Abs. 1 S. 1 

IfSG.  
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Die Labore verstoßen damit gegen den Datenschutz und machen sich haftbar nach 

den Vorschriften der Datenschutzgrundverordnung. Die betroffenen Personen 

können gegen das Labor entsprechende Schadensersatzansprüche nach § 82 

DSGVO geltend machen.  

„Jede Person, der wegen eines Verstoßes gegen diese Verordnung ein 

materieller oder immaterieller Schaden entstanden ist, hat Anspruch auf 

Schadenersatz gegen den Verantwortlichen oder gegen den 

Auftragsverarbeiter.
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Die Labore begehen mit der namentlichen Übermittlung von positiven 

Testergebnissen ferner eine Ordnungswidrigkeit nach § 73 Abs. 1a Nr. 2 IfSG:  

 Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

entgegen §  7 …  eine Meldung nicht, nicht richtig, nicht vollständig, nicht in 

der vorgeschriebenen Weise macht. 

Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 25.000,- € geahndet 

werden. Eine entsprechende Anzeige gegen das jeweilige Labor kann bei der 

zuständigen Behörde, im Zweifel das Regierungspräsidium von allen betroffenen 

Personen gestellt werden. 
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Mit der unbefugten Weitergabe von Daten an das Gesundheitsamt verstoßen die 

Labore ferner gegen die ärztliche Schweigepflicht nach § 203 StGB:  

Wer unbefugt ein fremdes Geheimnis, namentlich ein zum persönlichen 

Lebensbereich gehörendes Geheimnis offenbart, das ihm als Arzt anvertraut 

worden oder sonst bekanntgeworden ist, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem 

Jahr oder mit Geldstrafe bestraft. 

Auch ein Verstoß gegen die Schweigepflicht berechtigt zu 

Schadensersatzansprüchen nach § 823 Abs. 2 BGB i.V.m. § 203 StGB. 
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Auch das RKI müsste sehr genau wissen, dass die Testergebnisse keine Infektionen 

nachweisen. Das RKI spricht jedoch seit Monaten davon, die positiv getesteten 

Personen seien „Infizierte“. Dies ist ein eindeutiger Verstoß gegen die gesetzlichen 

Pflichten des RKI, wie sie in § 4 IfSG verankert sind.  

Das Robert Koch-Institut ist die nationale Behörde zur Vorbeugung übertragbarer 

Krankheiten sowie zur frühzeitigen Erkennung und Verhinderung der 

Weiterverbreitung von Infektionen (§ 4 Abs. 1 S. 1 IfSG). 

Das Robert Koch-Institut wertet die Daten zu meldepflichtigen Krankheiten und 

meldepflichtigen Nachweisen von Krankheitserregern, die ihm nach diesem 

Gesetz und nach § 11 Absatz 5, § 16 Absatz 4 des IGV-Durchführungsgesetzes 

übermittelt worden sind, infektionsepidemiologisch aus (§ 4 Abs. 2 Nr. 2 IfSG). 

Das RKI ist nicht befugt, PCR-Tests auszuwerten, die nach § 7 Abs. 1 IfSG gar nicht 

meldepflichtig sind. Dieses Verhalten stellt sich als missbräuchlich und sittenwidrig 

dar und berechtigt nach §§ 826, 839 BGB zu Schadensersatzansprüchen:  

Wer in einer gegen die guten Sitten verstoßenden Weise  

einem anderen vorsätzlich Schaden zufügt,  

ist dem anderen zum Ersatz des Schadens verpflichtet. 

Anwälte für Aufklärung  
www.afa.zone 

22. November 2020 
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